29. MÄRZ 2024 - Ministerieller Erlass zur Festlegung der Muster des Antrags, den in Belgien ansässige nichtbelgische volljährige und minderjährige Bürger der Europäischen Union bei der Gemeinde ihres Hauptwohnortes einreichen müssen, wenn sie in die im Hinblick auf die Europawahlen erstellte Wählerliste eingetragen werden möchten, und der Muster des Beschlusses des Bürgermeister- und Schöffenkollegiums zur Zulassung oder Ablehnung dieses Antrags


(Belgisches Staatsblatt vom 23. Mai 2024)


[bookmark: _Hlk167957069]Diese deutsche Übersetzung ist von der Zentralen Dienststelle für Deutsche Übersetzungen in Malmedy erstellt worden.



FÖDERALER ÖFFENTLICHER DIENST INNERES


29. MÄRZ 2024 - Ministerieller Erlass zur Festlegung der Muster des Antrags, den in Belgien ansässige nichtbelgische volljährige und minderjährige Bürger der Europäischen Union bei der Gemeinde ihres Hauptwohnortes einreichen müssen, wenn sie in die im Hinblick auf die Europawahlen erstellte Wählerliste eingetragen werden möchten, und der Muster des Beschlusses des Bürgermeister- und Schöffenkollegiums zur Zulassung oder Ablehnung dieses Antrags


		Die Ministerin des Innern, der Institutionellen Reformen und der Demokratischen Erneuerung,


	Aufgrund der Richtlinie 93/109/EU des Rates vom 6. Dezember 1993 über die Einzelheiten der Ausübung des aktiven und passiven Wahlrechts bei den Wahlen zum Europäischen Parlament für Unionsbürger mit Wohnsitz in einem Mitgliedstaat, dessen Staatsangehörigkeit sie nicht besitzen;

	Aufgrund des Gesetzes vom 23. März 1989 über die Wahl des Europäischen Parlaments;

	Aufgrund des Gesetzes vom 25. Dezember 2023 zur Abänderung des Gesetzes vom 23. März 1989 über die Wahl des Europäischen Parlaments und zur Abänderung des früheren Zivilgesetzbuches, um Sechzehn- und Siebzehnjährigen zu ermöglichen, ohne vorhergehende Eintragungsformalität an der Wahl des Europäischen Parlaments teilzunehmen;

	Aufgrund des Ministeriellen Erlasses vom 24. März 2023 zur Festlegung der Muster des Antrags, den in Belgien ansässige belgische minderjährige Bürger und nichtbelgische volljährige und minderjährige Bürger der Europäischen Union bei der Gemeinde ihres Hauptwohnortes einreichen müssen, wenn sie in die im Hinblick auf die Europawahlen erstellte Wählerliste eingetragen werden möchten, und der Muster des Beschlusses des Bürgermeister- und Schöffenkollegiums zur Zulassung oder Ablehnung dieses Antrags;

	Aufgrund des Ministeriellen Erlasses vom 12. März 2024 zur Festlegung der Muster des Antrags, den in Belgien ansässige nichtbelgische volljährige und minderjährige Bürger der Europäischen Union bei der Gemeinde ihres Hauptwohnortes einreichen müssen, wenn sie in die im Hinblick auf die Europawahlen erstellte Wählerliste eingetragen werden möchten, und der Muster des Beschlusses des Bürgermeister- und Schöffenkollegiums zur Zulassung oder Ablehnung dieses Antrags;

	In der Erwägung, dass die Muster des Antrags auf Eintragung angepasst werden müssen, da durch das oben erwähnte Gesetz vom 25. Dezember 2023 für junge Bürger ab vierzehn Jahren die Möglichkeit eröffnet wird, sich für die Wahl des Europäischen Parlaments als Wähler einzutragen;

	In Erwägung des Entscheids Nr. 35/2024 des Verfassungsgerichtshofs vom 21. März 2024;

	In der Erwägung, dass ein Ministerieller Erlass zur Festlegung der Muster des Antrags, den in Belgien ansässige nichtbelgische volljährige und minderjährige Bürger der Europäischen Union bei der Gemeinde ihres Hauptwohnortes einreichen müssen, wenn sie in die im Hinblick auf die Europawahlen erstellte Wählerliste eingetragen werden möchten, und der Muster des Beschlusses des Bürgermeister- und Schöffenkollegiums zur Zulassung oder Ablehnung dieses Antrags am 12. März 2024 unterzeichnet worden ist, durch den die Muster des Antrags auf Eintragung der Sechzehn- und Siebzehnjährigen eingeführt werden, wobei darauf hingewiesen wird, dass die Stimmabgabe für diese Jugendlichen fakultativ ist;

	In der Erwägung, dass, bevor dieser Ministerielle Erlass vom 12. März 2024 im Belgischen Staatsblatt veröffentlicht werden konnte und somit Dritten gegenüber wirksam wurde, der Verfassungsgerichtshof seinen Entscheid Nr. 35/2024 vom 21. März 2024 erlassen hat, mit dem er Artikel 13 des Gesetzes vom 25. Dezember 2023 zur Abänderung des Gesetzes vom 23. März 1989 über die Wahl des Europäischen Parlaments und zur Abänderung des früheren Zivilgesetzbuches, um Sechzehn- und Siebzehnjährigen zu ermöglichen, ohne vorhergehende Eintragungsformalität an der Wahl des Europäischen Parlaments teilzunehmen, aussetzt;

	In der Erwägung, dass im Hinblick auf die Berücksichtigung dieses Entscheids der Ministerielle Erlass vom 12. März 2024 aufgehoben und ein neuer Ministerieller Erlass erlassen werden muss, damit auf den Eintragungsformularen vermerkt wird, dass die Stimmabgabe für Sechzehn- und Siebzehnjährige obligatorisch ist;

	In der Erwägung, dass dies Ziel des vorliegenden Erlasses ist,


		Erlässt:


	Artikel 1 - Der Ministerielle Erlass vom 12. März 2024 zur Festlegung der Muster des Antrags, den in Belgien ansässige nichtbelgische volljährige und minderjährige Bürger der Europäischen Union bei der Gemeinde ihres Hauptwohnortes einreichen müssen, wenn sie in die im Hinblick auf die Europawahlen erstellte Wählerliste eingetragen werden möchten, und der Muster des Beschlusses des Bürgermeister- und Schöffenkollegiums zur Zulassung oder Ablehnung dieses Antrags - der nicht im Belgischen Staatsblatt veröffentlicht wurde - wird aufgehoben.


	Art. 2 - Der Antrag, den in Belgien ansässige nichtbelgische volljährige und minderjährige Bürger der Europäischen Union bei der Gemeinde ihres Hauptwohnortes einreichen müssen, wenn sie in die im Hinblick auf die Europawahlen erstellte Wählerliste eingetragen werden möchten, wird auf einem Formular erstellt, das dem Muster in Anlage 1 zu vorliegendem Erlass entspricht.


	Art. 3 - Der Beschluss des Bürgermeister- und Schöffenkollegiums zur Zulassung der in Artikel 1 erwähnten Anträge wird auf einem Formular erstellt, das dem Muster in Anlage 2 zu vorliegendem Erlass entspricht.


	Art. 4 - Der Beschluss des Bürgermeister- und Schöffenkollegiums zur Ablehnung der in Artikel 1 erwähnten Anträge wird auf einem Formular erstellt, das dem Muster in Anlage 3 zu vorliegendem Erlass entspricht.


	Art. 5 - Anträge, die zwischen dem 1. Mai 2023 und dem 1. April 2024 eingereicht worden sind auf der Grundlage der Muster wie festgelegt in Artikel 2 des Ministeriellen Erlasses vom 24. März 2023 zur Festlegung der Muster des Antrags, den in Belgien ansässige belgische minderjährige Bürger und nichtbelgische volljährige und minderjährige Bürger der Europäischen Union bei der Gemeinde ihres Hauptwohnortes einreichen müssen, wenn sie in die im Hinblick auf die Europawahlen erstellte Wählerliste eingetragen werden möchten, und der Muster des Beschlusses des Bürgermeister- und Schöffenkollegiums zur Zulassung oder Ablehnung dieses Antrags, bleiben für die Europawahlen vom 9. Juni 2024 gültig.


	Art. 6 - Der Ministerielle Erlass vom 24. März 2023 zur Festlegung der Muster des Antrags, den in Belgien ansässige belgische minderjährige Bürger und nichtbelgische volljährige und minderjährige Bürger der Europäischen Union bei der Gemeinde ihres Hauptwohnortes einreichen müssen, wenn sie in die im Hinblick auf die Europawahlen erstellte Wählerliste eingetragen werden möchten, und der Muster des Beschlusses des Bürgermeister- und Schöffenkollegiums zur Zulassung oder Ablehnung dieses Antrags wird aufgehoben.


	Art. 7 - Vorliegender Erlass tritt am Tag seiner Veröffentlichung im Belgischen Staatsblatt in Kraft.


	Gegeben zu Brüssel, den 29. März 2024


A. VERLINDEN


Anlage 1 - Muster des Antrags, den in Belgien ansässige nichtbelgische volljährige und minderjährige Bürger der Europäischen Union bei der Gemeinde ihres Hauptwohnortes einreichen müssen, wenn sie in die im Hinblick auf die Europawahlen erstellte Wählerliste eingetragen werden möchten






Der/Die Unterzeichnete,

· Name und Vornamen:

· Adresse:

· Staatsangehörigkeit: 

· Geburtsdatum:

· Nationale Nummer: 


beantragt[footnoteRef:1] seine/ihre Eintragung in die Wählerliste der belgischen Gemeinde ................................ gemäß Artikel 1 § 3 des Gesetzes vom 23. März 1989 über die Wahl des Europäischen Parlaments[footnoteRef:2]. [1:  Die Einreichung des schriftlichen Antrags erfolgt bei der Gemeindeverwaltung oder online über das Formular, das auf der Website https://wahlen.fgov.be verfügbar ist.]  [2:  Der Antragsteller/die Antragstellerin muss vierzehn Jahre alt sein, um einen Antrag einreichen zu können.
Die Wahlberechtigungsbedingungen sind folgende: das sechzehnte Lebensjahr vollendet haben, in den Bevölkerungsregistern einer belgischen Gemeinde eingetragen sein und sich in keinem der in den Artikeln 6 bis 8 des Wahlgesetzbuches vorgesehenen Ausschluss- oder Aussetzungsfälle befinden; die Bedingung der Eintragung in den Bevölkerungsregistern muss am ersten Tag des zweiten Monats vor dem Monat der Wahl des Europäischen Parlaments erfüllt sein, die Bedingungen in Bezug auf Alter und auf Nichtausschluss vom Wahlrecht bzw. Nichtaussetzung des Wahlrechts müssen spätestens am Wahltag erfüllt werden.] 



Er/Sie erklärt ehrenwörtlich, dass er/sie sein/ihr Stimmrecht in seinem/ihrem Herkunftsstaat nicht verloren hat.

Er/Sie verpflichtet sich, sein/ihr Stimmrecht nur für eine belgische Liste auszuüben.


Bei den letzten Wahlen im Land, dessen Staatsangehörige(r) er/sie ist:

· war der/die Unterzeichnete als Wähler eingetragen[footnoteRef:3]: [3:  Unzutreffendes bitte streichen.] 


- in dem Wahlkreis .....................................................[footnoteRef:4], [4:  Entsprechende Rubrik bitte ausfüllen.] 


- in der Gemeinde ...................................................... 4,

- im Konsulat von ..................................................... 4.

· Der/Die Unterzeichnete war nie als Wähler in dem Land eingetragen, dessen Staatsangehörige(r) er/sie ist3.


Er/Sie erklärt zu wissen:

· dass, wenn sein/ihr Antrag auf Eintragung zugelassen wird, er/sie zur Vermeidung der in Artikel 39 des Gesetzes vom 23. März 1989 über die Wahl des Europäischen Parlaments vorgesehenen Sanktionen verpflichtet ist, an der Wahl teilzunehmen,

· dass seine/ihre Eintragung abgelehnt werden kann, wenn der Staat, dessen Staatsangehörige(r) er/sie ist, den belgischen Behörden zur Kenntnis bringt, dass ihm/ihr in diesem Staat das Stimmrecht entzogen ist,

· dass seine/ihre Eintragung ebenfalls abgelehnt werden kann, wenn sich herausstellt, dass er/sie unter die Anwendung der Artikel 6 bis 8 des Wahlgesetzbuches fällt,

· dass, wenn sein/ihr Antrag auf Eintragung abgelehnt wird, ihm/ihr die in den Artikeln 18 bis 39 des Wahlgesetzbuches erwähnten Einspruchsmöglichkeiten offen stehen.

................................, den ........................


Unterschrift

		




-------------------------------------


Empfangsbestätigung (Die Bestätigung kann per E-Mail übermittelt werden, wenn der Antrag online eingereicht wurde.)


		Der Antrag auf Eintragung von ........................... (Name und Vornamen) ist vom Bevölkerungsdienst am ........................ (Datum) entgegengenommen worden.


Stempel der Gemeinde                                          Unterschrift





Anlage 2 - Muster des Beschlusses, durch den das Bürgermeister- und Schöffenkollegium dem Antrag stattgibt, den in Belgien ansässige nichtbelgische volljährige oder minderjährige Bürger der Europäischen Union bei der Gemeinde ihres Hauptwohnortes eingereicht haben, um in die im Hinblick auf die Europawahlen erstellte Wählerliste eingetragen werden zu können






Gemeinde ..............................
Verwaltungsbezirk .......................


Das Bürgermeister- und Schöffenkollegium[footnoteRef:5], [5:  In der Wallonischen Region zu lesen als "Das Gemeindekollegium".] 



	Aufgrund des von ........................................................................................................ (Name, Vornamen und vollständige Adresse) am .............................................. (Datum der Einreichung des Antrags) eingereichten Antrags auf Eintragung in die im Hinblick auf die Europawahlen erstellte Wählerliste;


	In der Erwägung, dass der/die Betreffende die Wahlberechtigungsbedingungen für die Wahl des Europäischen Parlaments erfüllt;


	In der Erwägung, dass der/die Betreffende in den Bevölkerungsregistern der Gemeinde eingetragen ist und er/sie seinen/ihren Antrag in den vorgeschriebenen Fristen eingereicht hat;


	gibt dem Antrag auf Eintragung der vorerwähnten Person in die Wählerliste statt.



                                                 Den ...................... (Datum)

Im Namen des Kollegiums:


Der Generaldirektor                                                    Der Bürgermeister



                                              (Name und Unterschrift)                                             (Name und Unterschrift)





Anlage 3 - Muster des Beschlusses, durch den das Bürgermeister- und Schöffenkollegium den Antrag ablehnt, den in Belgien ansässige nichtbelgische volljährige oder minderjährige Bürger der Europäischen Union bei der Gemeinde ihres Hauptwohnortes eingereicht haben, um in die im Hinblick auf die Europawahlen erstellte Wählerliste eingetragen werden zu können




Gemeinde ..............................
Verwaltungsbezirk .......................


Das Bürgermeister- und Schöffenkollegium[footnoteRef:6], [6:  In der Wallonischen Region zu lesen als "Das Gemeindekollegium".] 



	Aufgrund des von ........................................................................................................ (Name, Vornamen und vollständige Adresse) am .............................................. (Datum der Einreichung des Antrags) eingereichten Antrags auf Eintragung in die im Hinblick auf die Europawahlen erstellte Wählerliste;


	In der Erwägung, dass der/die Betreffende die nachfolgend angeführte(n) Wahlberechtigungsbedingung(en) nicht erfüllt[footnoteRef:7]: [7:  Hier die Gründe ausführlich angeben, weshalb der Antrag auf Eintragung abzulehnen ist.] 

................................................................... ................................................................... ...................................................................
	
	lehnt den Antrag auf Eintragung der vorerwähnten Person in die Wählerliste ab.

	Ein neuer Antrag zum selben Zweck kann eingereicht werden, sobald der Grund für die vorliegende Ablehnung nicht mehr vorhanden ist[footnoteRef:8]. [8:  Der/Die Betreffende kann sich gemäß den Artikeln 18 bis 39 des Wahlgesetzbuches diesem Beschluss widersetzen. Der diesbezügliche mit Gründen versehene Antrag muss gegen Empfangsbescheinigung beim Gemeindesekretariat eingereicht oder per Einschreiben an das Bürgermeister- und Schöffenkollegium/Gemeindekollegium gerichtet werden.] 




                                                 Den ...................... (Datum)

Im Namen des Kollegiums:


Der Generaldirektor                                                    Der Bürgermeister



                                              (Name und Unterschrift)                                             (Name und Unterschrift)




